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Abschluss Konzessionsvertrag – Gründung Erneuerbare Energien Gesellschaft

Herr Oberbürgermeister meine Damen und Herren

Die heutigen zwei Tagesordnungspunkte 3 und 4 sind für die Stadt Heilbronn und deren Bürger von großer Bedeutung.

Es geht um die elektrische Energieversorgung für die nächsten 20 Jahre im Hinblick auf den weiteren Netzbetrieb. Dazu muss ein neuer Konzessionsvertrag abgeschlossen werden.
Nach dem Gesetz darf eine Kommune Konzessionsverträge nur abschließen, wenn die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer Bürger gewahrt sind.

Nach der Liberalisierung des Strommarktes in den 90-er Jahren wurden die Kosten für Energieerzeugung, Vertrieb und Verteilung voneinander getrennt, zur besseren Transparenz der Energiekosten für den Bürger.

Heute geht es also nur um eine neue Konzession der Energieverteilung, also um das Stromnetz. 
Auf die zukünftige Art der Erzeugung der elektrischen Energie haben Verwaltung und Gemeinderat dabei keinen Einfluss.

Noch nicht, aber wenn, wie unter Punkt 4 die Gründung einer Erneuerbaren Energie Gesellschaft zu entscheiden ist, wird ein gewisser Einfluss über die in die dann bestehenden Gremien entsandten gewählten Bürgerschaftsvertreter möglich.
Nach der Ausgliederung der HVG, hatte die Stadt Heilbronn (der Gemeinderat) zunächst ja ebenso keinen oder nur noch indirekte Einflussmöglichkeit auf die Heilbronner Versorgungs-GMBH. Nur über den Aufsichtsrat konnten die Geschäfte beurteilt und mitverfolgt werden, wobei dies über den Oberbürgermeister und einzelne Vertreter der Parteien und Gruppen des Gemeinderates erfolgte. 
Diese Vertreter konnten ihre anderen Gemeinderäte aber nur nach geltendem Recht der Verschwiegenheit und Vertraulichkeit unterrichten. 

Der Wunsch der Bürger nach kostengünstiger elektrischer Energie ist verständlich.
Beim heutigen Energiepreis muss erwähnt werden, dass rund 50 % des Preises für die kWh unser Aller Deutscher Staat ‚abgreift’, über Mehrwertsteuer, EEG-Umlage, Stromsteuer, und staatliche Konzessionsabgabe. Es wäre ein Leichtes dies zu verändern, d.h. zu senken. Dann gäbe es keine Mitbürger mit geringem Einkommen mehr denen man den Strom abstellen kann, weil sie die Kosten für diese Energie nicht aufbringen können. 

Für mich ist die elektrische Energie sowieso ein soziales Gut, wobei jedem Individuum eine bestimmte Menge vom Staat frei zugeteilt werden sollte. Erst jeder Mehrverbrauch wäre dann kostenpflichtig. 
Das ist aber ferne Zukunftsmusik und liegt nicht in der Kompetenz eines örtlichen Gemeinderates.

In der Bürgerschaft wurde im Vorfeld der heutigen Entscheidung mehrfach der Vorwurf laut, der Gemeinderat würde die Konzessions-Neuvergabe hinter verschlossenen Türen behandeln und zeitlich über das Knie brechen.
1. In einem Energie-Vergabe-Wettbewerb haben alle Bewerber das Recht, dass ihre Angebote geheim bleiben. Nichtöffentlichkeit und Verschwiegenheit sind dabei bindend.
2. Die Vorbereitungen dazu und die Unterrichtung des Gemeinderates waren für mich nicht oberflächlich und standen auch nicht unter Zeitdruck.
Ein spezieller kleiner Ausschuss aus Mitgliedern aller Fraktionen, ich war mit dabei, hat sich in diesem Jahr intensiv mit der Materie befasst.

Wir wurden dabei von einer Wirtschaftsrecht-Kanzlei juristisch neutral beraten.

Weiter hat sich der ganze Gemeinderat an zwei Sonderterminen auch und nur mit diesem Problem befasst und wir wurden jeweils über den Stand der Dinge unterrichtet, vorgeschriebenermaßen nichtöffentlich.

Zum Bürgervorwurf: Die Stadt Heilbronn selbst hätte das Netz zurückkaufen sollen. 

Dabei gibt es mehrere Problemkreise. Als neuer Netzbetreiber hätte sich die Stadt Betreiberhilfe beschaffen müssen, da ein hohes Wissen am Betrieb eines Stromnetzes vom Staat (Gesetzgebung, Bundesnetzagentur) verlangt wird und die Stadtverwaltung selbst dieses Wissen nicht hat.

Dafür steht aber die städtische HVG bereit, mit erprobtem Betreiber-Wissen eines Energie-Netzes, dem Gasnetz.
In einer Bewertungsmatrix wurden diese Angebote einheitlich bewertet.
Um aber nicht einfach den alten Weg zu beschreiten, Neuvergabe wieder an die ZEAG, wird dem Gemeinderat von der Verwaltung und den Fachleuten ein Kooperationsmodell zwischen ZEAG/HVG vorgeschlagen. Das bringt nicht nur eine Konzessionsabgabe, sondern der neu zu gründenden Stromnetzgesellschaft auch die Beteiligung an den Durchleitungserlösen des Netzes, anteilsmäßig.
Die Leitungserlöse betragen heute ca. 24 % der Stromkosten, wobei davon der Unterhalt der Netze mit Wartung und Neuinvestitionen getragen werden muss.

In Deutschland kann dieser Punkt extrem gut bewertet werden. Speziell das Heilbronner Netz ist in einem sehr guten Zustand.

Die Versorgungssicherheit bei uns mit Strom ist also exzellent. Die durchschnittlichen Stromausfälle für den Einzelnen betragen weniger als 14 Minuten im Jahr. 
Man bedenke was in anderen Ländern auf diesem Sektor „normal“ ist, 
stunden- ja tagelange Strom-Ausfälle in den USA, Griechenland, Italien u. a.

Die nun angestrebte Kooperation ZEAG/HVG ist eine Verbesserung des bisherigen Zustands. 

Ebenso positiv kann die im Kooperationsmodell vorgeschlagene Gründung einer neuen Gesellschaft für Regenerative Energien beurteilt werden. 
Es besteht damit die Möglichkeit des Gemeinderates, zwar nur indirekt, auf eine in Zukunft angestrebte regenerative Energie-Erzeugung Einfluss zu nehmen. 
Ob der eingeschlagene Weg wirklich den besten Weg für die Stadt Heilbronn darstellt, natürlich auch im Hinblick auf eine angestrebten Einnahmen, wird sich erst in einigen Jahren zeigen. 
Das vertraglich eingebaute außerordentliche Kündigungsrecht nach 10 oder 15 Jahren ist dabei sicher hilfreich.
